
Gegen  jede  Abschiebung!  Über
Österreichs  und  Deutschlands
rassistische  Politik  gegen
syrische Geflüchtete
gemeinsames  Statement  der  internationalen  kommunistischen
Jugendorganisation  REVOLUTION,  Januar  2025

Der Fall des Assad-Regimes war eine der wenigen guten Neuigkeiten des
letzten Jahres. Aber selbst das lässt der Rechtsruck in Europa nicht einfach
so  stehen.  Binnen  weniger  Tage  verkündetete  Österreich  laufende
Asylverfahren  zu  stoppen  und  Familienzusammenführung  fürs  Erste  zu
pausieren.  In  vielen  anderen  Ländern  wurde  es  gleichgetan.  Auch  in
Deutschland wurden Asylverfahren pausiert.

Mit populistischen Drohgebärden werden „Rückführungen“ vorbereitet und
Personen mit Abschiebung gedroht. In Österreich haben syrische Menschen,
die  weniger  a ls  5  Jahre  hier  s ind  Briefe  bekommen,  die  ihr
Asylanerkennungsverfahren einleiten. Das ist sogar laut UNHCR verfrüht.
Asyl wird nur bei bewiesener individueller Verfolgung vergeben. Diese stand
momentan bei den meisten vermutlich mit dem Assad Regime in Verbindung
– und nach 5 oder mehr Jahren in einem anderen Land ist weitere Verfolgung
und Gefährdung des Lebens quasi unmöglich zu beweisen.

Und was ist mit Menschen, die unter Gewalt, Bürgerinnenkrieg, Hunger und
Armut leiden müssen? Haben diese kein Anrecht auf Asyl? Die Situation in
Syrien ist  mehr als unübersichtlich.  Trotz der historischen Chance etwas
neues aufzubauen und der Freilassung vieler politischer Gefangener, gibt es
genug Fragezeichen und gefährliche Situationen. Wir haben kein Vertrauen
in die HTS, die ihre eigene Agenda durchsetzen möchte und zeitgleich sehen
wir Agressionen von Seiten der Türkei durch die SNA in den kurdischen
Gebieten oder auch Israel. Trotzdem reden unsere Politikerinnen nur mehr
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von Abschiebungen.

Das zeigt einige Sachen auf: Erstens wie rassistisch diese Staaten sind, die in
einer  komplett  unübersichtlichen  Situation  sofort  auf  Abschiebungen
drängen. Zweitens wie unsauber ein Asylsystem ist, dass es Menschen nicht
bedingungslos erlaubt vor Tod, Hunger, Krieg und Armut zu fliehen. Jeder
Grund zu fliehen ist ein Grund genug um woanders Schutz zu finden!

Menschen sollten überall selbst entscheiden dürfen wie lange sie bleiben und
auch ob sie zurückkehren!

Offene Grenzen und Staatsbürger*innenrechte für alle geflohenen Menschen,
egal  woher  sie  sind,  oder  was  ihr  Asylstatus  ist.  Menschen  von
demokratischer  Entscheidung  und  Arbeit  auszuschließen  ist  falsch  –
stattdessen  kämpfen  wir  hier  gemeinsam für  demokratische  Rechte  und
gegen unsere Regierungen, die überhaupt kein Interesse am Schicksal der
syrischen Bevölkerung haben.

Wir müssen endlich im großen
Stil Abschiebungen verhindern!

Gegen jede  Abschiebung –  Gegen Spaltung  zwischen
Geflüchteten!
von Jona Everdeen, Juli 2024

Drei geplante Abschiebungen sorgten letzte Woche für öffentliche Empörung
und  konnten  durch  Protest  vorerst  verhindert  werden.  So  sehr  wir  uns
darüber  freuen:  Wir  müssen uns  die  Frage stellen,  wie  wir  endlich  alle
Abschiebungen beenden können.
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Abschiebungen durch Proteste gestoppt
Abschiebungen  in  den  Iran,  gerade  von  Oppositionellen,  sind  keine
Ausnahme. Für besondere Wut sorgte die drohende Abschiebung einer 17-
jährigen  iranischen  Kurdin  und  ihrer  Großmutter  durch  ein
Flughafenverfahren. Das ist ein Verfahren, bei dem innerhalb von zwei Tagen
entschieden wird, ob eine Person einreisen darf oder nicht. Das geschieht auf
willkürlicher  Basis  und  dient  dazu,  längere  rechtliche  Asylverfahren  zu
unterbinden. Ein längeres Verfahren wurde abgelehnt, weil die zuständigen
Beamt:innen des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge meinten, der
Anspruch auf Asyl sei „offensichtlich unbegründet“ und ihr würde „im Iran
keine Gefahr drohen“.

Den Schreibtischtäter:innen war egal, dass die Jugendliche an den Protesten
gegen das Mullah-Regime vor bald 2 Jahren beteiligt gewesen war. Im Iran
drohen Aktivist:innen wie ihr schwere Strafen bis zur Hinrichtung. Deshalb
protestierten  Menschenrechtsaktivist:innen  und  Poliker:innen  gegen  die
drohende  Auslieferung  an  das  Terrorregime.  Am  Ende  musste  das
Innenministerium  einschreiten  und  den  beiden  die  Einreise  gewähren.

Für  Unverständnis  sorgte  auch  der  Fall  von  Robert  A.  Bevor  seine  aus
Serbien  stammenden  Eltern  nach  Deutschland  kamen,  wurde  er  in  den
Niederlanden geboren. Der 31-jährige lebt seit 30 Jahren in Chemnitz. Dort
ging er zur Schule und lernte einen Beruf.  Arbeiten durfte er nicht,  die
Ausländerbehörde verweigerte es. Jetzt soll er nach Serbien abgeschoben
werden, ein Land, in dem er nicht geboren wurde und dessen Sprache er
nicht spricht. Zu Gute kam Robert, dass er sich in der Vergangenheit für die
Grünen  engagiert  hatte.  Diese  organisierten  gemeinsam  mit  dem
Flüchtlingsrat Proteste in Dresden und Chemnitz und forderten, dass Robert
bleiben  darf.  Das  sächsische  Innenministerium  erfüllte  die  Forderungen
vorerst und reichte einen Antrag bei der Härtefallkommission ein, um die
Abschiebung zu stoppen.

Im Fall von Joel, einem 18-jährigen Abiturienten aus Hamburg, wurde bereits
entschieden,  dass  er  bleiben  darf.  Mit  seiner  Volljährigkeit  war  sein
Aufenthaltstitel  abgelaufen.  Er  sollte  nach  Ghana  abgeschoben  werden,



getrennt von seinem Vater und seiner Schwester. Mitschüler:innen und eine
Lehrerin  protestierten  dagegen  und  setzten  eine  Petition  auf,  die  von
100.000  Menschen  unterschrieben  wurde.  Größere  Proteste  hätten  das
Abschieberegime der rot-grünen Hamburger Regierung als Ganzes in Frage
stellen können. Vermutlich aus Angst davor lenkte der Senat ein und empfahl
einen Aufenthaltstitel gemäß der Härtefallregel. Die Begründung war, Joel
sei so gut integriert, dass es falsch wäre, ihn abzuschieben.

Diese Fälle, in denen Abschiebung durch Proteste verhindert wurde, zeigen,
was  möglich  ist,  wenn  Menschen  sich  zusammenschließen,  um  für  ihre
Mitschüler:innen,  Kolleg:innen,  Nachbar:innen  und  Freund:innen
einzugestehen. Doch diese Siege dürfen nur der Anfang sein, um gegen die
menschenfeindliche  Asylpolitik  von  BRD  und  EU  anzukämpfen.  Auf  die
Unterteilung in  „gute“  und „böse“  Ausländer:innen dürfen wir  uns  nicht
einlassen. Jede Abschiebung ist falsch und muss gestoppt werden!

Es trifft immer „die Falschen“?
Die Fälle der letzten Woche haben eines gemeinsam: Es trifft Menschen, die
sich in den Augen der deutschen Öffentlichkeit „gut integriert“ haben, oder
die  voraussichtlich  „gut  integrierbar“  sind.  Klar  gibt  es  zahlreiche ultra-
reaktionäre Rassist:innen bei der AfD und beim Dritten Weg, die von Blut
und Boden schwadronieren und für die keine Integration mustergültig genug
sein  kann.  Doch  die  liberalen,  sozialdemokratischen  und  Teile  der
konservativen Parteien lassen sich gnädigerweise zu Ausnahmen herab: Wer
fließend Deutsch kann, einen guten Schulabschluss gemacht hat und brav
arbeiten geht, der darf gerne bleiben.

Diese Logik folgt der Erkenntnis, dass Migrant:innen unabdingbar für die
deutsche Wirtschaft sind: ohne migrantische Arbeitskräfte könnte sie ihre
aktuelle  Stärke  unmöglich  aufrechterhalten,  geschweige  denn
weiterwachsen.  Dass  allzu  viele  wahllose  Abschiebungen  wirtschaftliche
Interessen  gefährden  würden,  ist  der  deutschen  Bourgeoisie  bewusst.
Dementsprechend  trugen  große  Teile  der  liberalen  und  konservativen
Bourgeoisie  die  Empörung  über  die  Deportationspläne  der  Potsdamer
Konferenz  mit.



Von der Bourgeosie werden Migrant:innen stets zu einem bestimmten Zweck
eingesetzt: Als billige Arbeitskräfte, in Konkurrenz zu den gewerkschaftlich
organisierten deutschen Arbeiter:innen. Für Migrant:innen ist es schwieriger
als für Deutsche, sich über miese Arbeitsbedingungen zu beschweren und
dagegen zu protestieren.  Sobald sie  das tun,  sind sie  keine „nützlichen“
Ausländer:innen mehr, keine „gut integrierten“. Mit der Abschiebung droht
eine Repression, die für deutsche Arbeiter:innen von unbekannter Härte ist.

Bei wem die Ausbildung hin zur „nützlichen Arbeitskraft“ zu aufwändig wäre,
oder  wer  die  Anforderungen  nicht  erfüllt,  der  muss  gehen.  Dieser
unmenschlichen  Logik  müssen  wir  aufs  Schärfste  widersprechen.  Die
Zwangsintegration in die Interessen des deutschen Kapitals zeigt deutlich,
dass „Die Würde des Menschen ist unantastbar“ nur eine hohle Phrase ist.

Offene Grenzen statt Überausbeutung!
Für das deutsche Kapital bedeutet „gute Integration“ die Disziplinierung zu
braven Untertan:innen, die jeden Scheißjob widerspruchslos hinnehmen, egal
wie scheiße die Bezahlung ist und wie viele Überstunden geleistet werden
müssen. Wir halten mit noch so vielen Überstunden und noch so schlechter
Bezahlung widerspruchslos hinnehmen.

Dieser knallharten Brutalität halten wir eine andere Perspektive entgegen:
offene Grenzen und Staatsbürger:innenrechte für alle,  dort wo sie leben!
Diese Forderung steht im Widerspruch zum Kapitalismus, denn dieser ist in
seinem höchsten Stadium, dem Imperialismus, darauf angewiesen, ärmere
Länder auszupressen. Daraus werden Extraprofite abgeschöpft, die durch die
Ausbeutung der eigenen nationalen Arbeitskraft nicht erreichbar sind.

Diese Extraprofite entstehen aus der Überausbeutung der Arbeiter:innen und
kleinen Bäuer:innen halbkolonialer Länder in Afrika, dem „Nahen Osten“,
Süd- und Südostasien und Lateinamerika. Diese Überausbeutung ist darauf
angewiesen,  dass  die  Grenzen  dicht  sind.  Denn  wenn  Menschen,  die  in
Nigeria von deutschen Konzernen überausgebeutet werden, ohne Probleme
nach  Deutschland  gehen  könnten,  dann  würde  das  ganze  System  nicht
funktionieren.



Schluss mit Nützlichkeitsrassismus!
Wir wollen eine Welt frei von Ausbeutung, in Deutschland, in Nigeria, überall
auf  der  Welt!  Eine  Welt  in  der  jede:r  frei  von  ökonomischen  Zwängen
entscheiden kann, wo er oder sie leben will. Doch wie kommen wir dahin?

Für  uns  gilt  es,  an  bestehende  Kämpfe  anzuknüpfen,  um Strukturen  zu
schaffen,  die  Abschiebungen  verhindern  können.  Wir  müssen  die
Selbstorganisation Geflüchteter unterstützen und diese mit den Kämpfen der
Arbeiter:innenbewegung zu verknüpfen. An die Gewerkschaften müssen wir
die  Forderung  richten,  Geflüchtete  aufzunehmen.  Dadurch  wird  ihnen
ermöglicht, für ihre eigenen Rechte zu kämpfen, und es wird verhindert, dass
die  Bourgeoisie  sie  weiterhin  als  Lohndrücker:innen  gegen  deutsche
Arbeiter:innen  einsetzt.

An unseren Schulen müssen wir uns für gerechte und inklusive Bildung für
alle  organisieren.  Es  braucht  Antidiskriminierungsstellen,  die  rassistische
Unterdrückung  bekämpfen,  sowie  die  Aufhebung  der  Segregation  in
sogenannte  „Willkommensklassen“.  Sorgen  wir  gemeinsam  dafür,  dass
keine:r  unserer  Mitschüler:innen  mehr  abgeschoben  wird!

Wir wollen nicht, dass irgendjemand sich in die bürgerliche Ideologie von
Leistungszwang und deutscher Leitkultur integrieren muss. „Desintegriert
euch!“ steht groß an einer Hausfassade in Neukölln geschrieben. Das ist es,
was wir allen migrantischen Arbeiter:innen und Jugendlichen ans Herz legen:
den gemeinsamen Klassenkampf!

Jugend  gegen  Abschiebungen!
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Für  einen  bundesweiten
Schulstreik!

AfD raus aus unseren Schulen kicken!
Seit  mehreren  Wochen  gehen  Millionen  von  Leuten  auf  die  Straße.  Sie
demonstrieren gegen die AfD, gegen die rassistischen Pläne der AfD. Warum
müssen auch wir als Jugendliche uns an diesen Protesten beteiligen? Die
Pläne, die die AfD hat, sind auch für uns besonders scheiße, denn den Ort,
wo wir täglich hingezwungen werden, will sie uns zur Hölle machen.

Insgesamt  wollen  sie  eine  Schule  erschaffen,  die  kein  Raum  für
Schüler:innen ist, sondern die das Ziel hat, Arbeitskraft zu produzieren, egal
wie sehr wir darunter leiden. Es liegt also im Interesse jedes:r Schüler:in,
gegen die AfD aufzustehen. Der extreme Leistungsdruck, unter dem schon
jetzt  viele  Schüler:innen zerbrechen,  soll  noch weiter  verschärft  werden.
Zudem wollen sie Aufklärung verhindern, indem sie den ohnehin schon cis-
heteronormativen  und  unzureichenden  Sexualkundeunterricht  weiter
beschneiden wollen. Nicht zuletzt sollen wir in der Schule noch weniger über
die deutschen Verbrechen zur Kolonialzeit  und im Faschismus aufgeklärt
werden. Und die AfD setzt  sich dafür ein,  dass unsere Freund:innen auf
andere  Schulen  müssen,  wenn  sie  kein  perfektes  Deutsch  können  oder
Föderbedarf  haben.  Doch  wir  wollen  nicht  von  unseren  Freund:innen
getrennt lernen. Wir wollen lieber eine Schule, die es schafft, sich um alle
Schüler:innen zu kümmern.

Viele  unserer  Mitschüler:innen  will  die  AfD  aber  nicht  nur  auf  andere
Schulen schicken, sondern am liebsten gleich ganz aus Deutschland raus.
Laut der AfD ist der Islam kein Teil unserer Gesellschaft und hat hier auch
keinen Platz. Dies hat sich mit dem Ausbruch des Gazakrieges zusätzlich
verschär f t .  Dabe i  werden  Mus l im : innen  a l s  angeb l i che
Terrorunterstützer:innen  unter  den  Generalverdacht  des  Antisemitismus
gestellt. So stellte die Berliner AfD einen Antrag im Senat, dass Berlin keine
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palästinensischen  Geflüchteten  aufnehmen  solle,  da  diese  den
Antisemitismus  in  Deutschland  stärken  würden.  Dass  Gewalt  und  Hetze
gegen  Jüdinnen  und  Juden  in  Wirklichkeit  vor  allem  ein  Problem  ihrer
eigenen Wähler:innen ist, kehrt sie damit genüsslich unter den Tisch. Wir
sehen  also,  wie  unter  heuchlerischen  Vorwänden  unsere  migrantischen
Freund:innen einfach abgeschoben werden sollen oder gar nicht erst nach
Deutschland kommen dürfen.  Gegen diese Ungerechtigkeiten müssen wir
aktiv werden!

Für  eine  selbstverwaltete
Antidiskriminierungsstelle  an  unseren
Schulen!
Wenn Abschiebungen,  Vorurteile  gegen  Muslim:innen  und  Gewalt  gegen
Queers zum Normalzustand werden, heißt das, dass die gesamte Gesellschaft
nach  rechts  rückt.  Davon  sind  leider  auch  unsere  Schulen  nicht
ausgenommen.  Entgegen  der  Ideologie,  dass  Schulen  angeblich  ein
„neutraler Raum“ innerhalb der Gesellschaft seien, ist alles, was hier passiert
politisch: Mitschüler:innen werden innerhalb einer Woche zu Hause abgeholt
und abgeschoben. Mädchen wird abgesprochen, dass sie gut in Physik oder
Informatik sein können. Die Schule missachtet unsere sexuelle Identität und
nutzt  unsere  Deadnames.  Das  Tragen  von  Kufiyas  wird  verboten.
Mitschüler:innen  droppen  Nazisprüche  oder  das  N-Wort.  Auf  unsere
Depressionen,  Angststörungen  oder  neurodivergenten  Bedürfnisse  wird
keine  Rücksicht  genommen.  Diese  ganzen  Diskriminierungserfahrungen
tragen dazu bei, dass wir nicht richtig lernen können oder sogar von der
Teilhabe  am  schulischen  Alltag  ausgeschlossen  werden.  Häufig  bleiben
unsere  Hilferufe  ungehört  und  es  gibt  neben  ein  paar  Pseudo-
Vertrauenslehrer:innen kaum jemanden,  an den wir  uns wenden können.
Wenn uns dieser traurige Normalzustand ankotzt, wird es also Zeit, dass wir
selber aktiv werden.

Wir  fordern  deshalb  die  Bildung  einer  Beschwerdestelle  gegen
Diskriminierung  an  jeder  Schule.  Diese  muss  unabhängig  von  der
Schulleitung sein und gemeinsam von wähl- und abwählbaren Schüler:innen



und Lehrkräften kontrolliert werden. Dafür brauchen wir an jeder Schule
eine Art Antidiskriminierungs-Awarenessteam, das jederzeit ansprechbar ist
und in dem auch von Diskriminierung betroffene Menschen selbst dabei sind.
Es  muss  möglich  sein,  dort  auch  anonym  eine  Beschwerde  über
diskriminierendes Verhalten an der Schule einzureichen. Bei Appellen an die
Schulleitung darf  es nicht bleiben,  sondern die Antidiskriminierungsstelle
braucht auch eigene Befugnisse, um auch selbst gegen die Diskriminierung
aktiv  werden  zu  können.  Die  Antidiskriminierungsstelle  ist  also  keine
„Schule-ohne-Rassismus-AG“,  sondern  ein  Organ  der  kollektiven
Selbstverwaltung, das die autoritäre Herrschaftspraxis von Regierung und
Schulleitung aktiv in Frage stellt.  Um das zu erreichen, müssen wir alle
Möglichkeiten ausschöpfen, die wir an der Schule haben. Bewerbt ein erstes
offenes  Treffen,  an  dem  ihr  euch  über  Vorfälle  in  der  Vergangenheit
austauscht und diskutiert, wie die Antidiskriminierungsstelle genau aussehen
soll.  Stellt  Anträge  an  die  Schüler:innenvertretung  (SV)  und  beruft  eine
Vollversammlung ein, das steht euch laut Schulrecht zu. Denkt auch darüber
nach,  Plakate  in  der  Schule  aufzuhängen  und  eine  Kundgebung  oder
Kreativaktion zu starten, um auf euer Projekt aufmerksam zu machen. Wenn
ihr genügend Mitschüler:innen hinter eurem Ziel gesammelt habt, kann das
Thema Diskriminierung nicht mehr länger ignoriert werden. Kontaktiert uns,
wenn ihr Unterstützung dabei braucht!

D a b e i  m u s s  j e d o c h  a u c h  k l a r  s e i n ,  d a s s  e i n e  s o l c h e
Antidiskriminierungsstelle  nicht  ausreicht,  um  den  Rassismus  in  der
Gesellschaft und der Schule alleine zu bekämpfen. Diese Forderung muss
eingebettet sein in ein Aktionsprogramm gegen die AfD, welches zum einen
Antirassismus  stark  macht,  zum anderen aber  auch soziale  Forderungen
aufwirft, welche die Ursachen des aktuellen Rechtsrucks adressieren. Wir
fordern deshalb:

Keine  Abschiebungen  aus  unseren  Schulen!  Außerdem  gut
ausfinanzierte  Inklusion  statt  rassistische  Segregation  in
„Willkommens“-klassen!
Diskriminierungssensible Themen gehören in den Lehrplan: Ob nicht-
heteronormative  Beziehungsmodelle,  Religionsfreiheit  oder



Kolonialismus!  Für  demokratische  Kontrolle  über  einen
diskriminierungssensiblen  Lehrplan  durch  Schüler:innen  und
Lehrer:innen!
100 Milliarden in Bildung und Soziales, statt für die Bundeswehr! Wir
brauchen  kleinere  Klassen,  mehr  Personal  gegen  den
Lehrer:innenmangel  und  renovierte  Schulgebäude!

Jugend gegen Abschiebungen! Lasst uns einen
bundesweiten  Schulstreik  gegen  die  AfD
organisieren
Als Jugendliche müssen wir auf den Massenprotesten gegen die AfD präsent
sein. Aber wir müssen dort auch deutlich machen, dass wir zwar klar die AfD
ablehnen,  jedoch  auch  die  Ampelkoalition  und  ihre  rassistische
Abschiebungspolitik.  Die  perversen  „Remigrations“-Pläne  der  AfD  stellen
eine Gefahr dar, doch gefährlich ist bereits unser rassistischer Alltag, in dem
täglich  Menschen  abgeschoben  oder  auf  der  Straße  bepöbelt  oder
angegriffen werden. Die AfD hetzt,  aber die Ampel macht die passenden
Gesetze dazu. Mit ihrer Zustimmung zur GEAS-Reform der Festung Europa
haben die Grünen, die SPD und die FDP dafür gesorgt, dass das Asylrecht in
der EU faktisch abgeschafft wird. Eine Forderung, wie sie die AfD schon
lange aufgeworfen hat. So sollen Geflüchtete künftig an den europäischen
Außengrenzen besser abgefangen und in Gefängnissen außerhalb der EU
untergebracht  werden.  Ferner  wird  die  Liste  vermeintlich  „sicherer
Herkunftsstaaten“ erweitert, sodass das Ziel des Bundeskanzlers Olaf Scholz
„Wir  müssen  endlich  im  großen  Stil  abschieben“  (2023)  schnell  eine
schreckliche Realität werden wird. Und das ist sie schon heute, denn die Zahl
der Abschiebungen aus Deutschland hat sich im Jahr 2023 verdoppelt. Die
rassistische Abschiebepolitik der Bundesregierung ist umso zynischer, wenn
man sich vor Augen führt, dass Deutschland sowie andere EU-Staaten daran
schuld sind, dass Millionen Menschen fliehen müssen: durch Kolonialismus,
Ausbeutung,  Militärinterventionen,  die  Unterstützung  von  Diktatoren,
Waffenexporte  und  Umweltzerstörung.



Wir können nicht zulassen, dass vielen Jugendlichen das Recht zur Schule zu
gehen verwehrt wird oder sie aus unseren Klassen abgeschoben werden.
Zehntausende  Jugendliche  in  Deutschland  haben  keine  dauerhafte
Aufenthaltserlaubnis,  sondern  sind  lediglich  „geduldet“.  Duldung  heißt
„vorübergehende Aussetzung der Abschiebung“. Und wer soll sich eigentlich
auf  Mathe konzentrieren,  wenn total  unklar  ist,  ob die  Duldung nächste
Woche noch verlängert wird? Gemeinsam mit euch wollen wir deshalb einen
bundesweiten Schulstreik gegen Abschiebungen und AfD organisieren. Die
Schule bestreiken bedeutet, den Unterricht zu boykottieren und stattdessen
gemeinsam für ein politisches Ziel auf die Straße zu gehen. Ein Schulstreik
legt zwar nicht wie andere Streiks die Produktion oder das öffentliche Leben
lahm,  aber  er  ist  ein  Akt  des  politischen  Massenprotests  und  stört  den
„normalen“ Schulbetrieb. Und das ist auch wichtig und richtig, denn dieser
Alltag  aus  Diskriminierung,  kaputtgespartem  Schulsystem  und
Abschiebungen ist nicht normal! Ein Schulstreik gibt uns eine Stimme, indem
wir uns klar und deutlich gegen Abschiebungen und AfD positionieren, ohne
viel Angst haben zu müssen, von der Schule zu fliegen. Es gibt zwar kein
Recht auf Schulstreik, aber er ist auch nicht konkret verboten. Und so haben
schon viele große Schulstreiks in der Vergangenheit,  ob 2008 gegen die
Bildungskürzungen, ob 2016 gegen Rassismus, oder ab 2019 in Fridays for
Future gezeigt, dass wir durch unsere Streiks etwas erreichen können.

Klickt hier, um in unsere Telegram Gruppe zu kommen und werdet Teil der
bundesweiten  Vernetzung  für  einen  antirassistischen  bundesweiten
Schulstreik!

Wir  fordern  alle  Einzelpersonen,  Organisationen,  Bündnisse  und
Gewerkschaften,  die  die  AfD  und  die  Abschiebungspolitik  der  Ampel
ablehnen  dazu  auf,  sich  daran  zu  beteiligen.

Wenn wir genug Leute sind, werden wir eine Aktionskonferenz einberufen,
um dort  die  nächsten Schritte  für  den Schulstreik zu planen.  Bis  dahin:
organisiert  Aktionstreffen,  stel l t  Anträge  an  die  SV,  beruft
Vollversammlungen ein und schweigt nicht zu Rassismus und Abschiebungen
an unseren Schulen!

https://t.me/jugendgegenabschiebung

